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— wer bei Wohngrundstücken mit freiem bzw. frei werden­
dem Wohnraum vom örtlichen Wohnraumlenkungsorgan 
für eine entsprechende Wohnraumzuweisung vorgesehen 
ist oder

— wer unter sozialpolitischen Gesichtspunkten die besten 
Voraussetzungen für eine ordnungsgemäße und zweckent­
sprechende Nutzung des Grundstücks bietet.
In der Praxis hat es sich als sehr nützlich erwiesen, daß 

auf der Grundlage einer Vereinbarung mit den zuständigen 
Genehmigungsbehörden diese den Sekretär von der Erteilung 
einer Kaufgeriehmigung in Kenntnis setzen, zumal in aller 
Regel die erforderlichen Genehmigungsanträge bereits die­
jenigen Angaben enthalten, die das Interesse des Bürgers 
am Erwerb begründen.

Werden diese Feststellungen rechtzeitig und gründlich 
getroffen, dann bereitet die Feststellung des Erwerbers auch 
bei mehreren Kaufangeboten gleichberechtigter Kaufinteres­
senten keine Schwierigkeiten, und für den Sekretär sind nach 
Abschluß der Verkaufsverhandlungen alle Voraussetzungen 
gegeben, um die Beteiligten von der Richtigkeit seiner Ent­
scheidung (Verkaufsbeschluß) zu überzeugen.

Eine Aussetzung der Verkündung des Verkaufsbeschlus­
ses ist nach § 13 Abs. 2 GrundstVollstrVO nur ausnahmsweise 
zulässig, wenn Zweifel darüber bestehen, ob bei dem Erwer­
ber Alleineigentum oder gemeinschaftliches Eigentum gemäß 
§ 13 Abs. 1 FGB entstehen soll. Hat ein verheirateter Bürger 
auf Grund eines Kaufangebots ein Grundstück gekauft und 
entrichtet er den Kaufpreis mit Mitteln, die persönliches 
Eigentum nach i§ 23 Abs. 1 ZGB sind, dann wird das Grund­
stück kraft Gesetzes gemeinschaftliches Eigentum der Ehe­
gatten (§ 299 Abs. 1 ZGB; Ziff. 1 der Richtlinie des Plenums 
des Obersten Gerichts zur Rechtsprechung bei der Aufhebung 
der Eigentumsgemeinschaft der Ehegatten nach Beendigung 
der Ehe vom 27. Oktober 1983[GB1.1 Nr. 32 S. 309]). Dabei ist 
jeder Ehegatte berechtigt, den anderen im Rahmen der Ange­
legenheiten des gemeinsamen Lebens zu vertreten (§11 FGB); 
jeder kann das Kaufangebot zugleich für den anderen Ehe­
gatten abgeben, ohne daß er dazu eine Vollmacht benötigt.5

Soll bei einem verheirateten Erwerber Alleineigentum ent­
stehen, dann muß entweder die eheliche Eigentumsgemein­
schaft vorzeitig rechtskräftig aufgehoben sein, oder die Mit­
tel zum Erwerb müssen Alleineigentum des Erwerbers sein. 
Diese Mittel müssen also vor der Eheschließung erworben 
worden oder ihm während der Ehe als Geschenk, Erbschaft 
oder Auszeichnung zugefallen sein (vgl. § 13 Abs. 2 FGB). 
Alleineigentum entsteht schließlich auch dann, wenn die Ehe­
gatten in bezug auf die Mittel zum Erwerb des Grundstücks 
vereinbart haben, daß sie Alleineigentum des Erwerbers sein 
sollen, d. h. wenn sie eine abweichende Vereinbarung gemäß 
§ 14 Abs. 1 FGB i. d. F. des •§ 12 EGZGB getroffen haben. Lie­
gen diese Voraussetzungen vor, hat der andere Ehegatte eine 
entsprechende schriftliche Erklärung abzugeben.6

Die insoweit erforderlichen Feststellungen hat der Sekre­
tär innerhalb der Frist von einem Monat (§ 13 Abs. 2 Grundst­
VollstrVO) zu treffen und vor Verkündung des Verkaufsbe­
schlusses darüber zu verhandeln. Für die Entgegennahme der 
Erklärung des anderen Ehegatten nach § 299 Abs. 2 Ziff. 1 
ZGB ist m. E. auch der Sekretär zuständig.
KONRAD HUNDESHAGEN,
Sekretär am Kreisgericht Mühlhausen
5 Vgl. ZGB-Kommentar, Berlin 1983, Anm. 1.2. zu § 299 (S. 353).
6 Vgl. ZGB-Kommentar, a. a. O., Anm. 2.1. zu § 299 (S. 353).

Nochmals zur Anwendung
der Gerichtskritik und des Hinweises
H. M a t t h i a s  und H. R а d e с к haben mit ihrem Beitrag 
(NJ 1984, Heft 11, S. 446 ff.) ein wichtiges Problem der gericht­
lichen Tätigkeit erneut aufgegriffen. Ihre Darlegungen regen 
zur weiteren Diskussion an.

Zutreffend weisen sie darauf hin, daß die Anwendung 
der Gerichtskritik und des Hinweises (§ 19 GVG) zwar keine 
rechtsprechende Tätigkeit, jedoch unmittelbar mit der Auf­
gabe des Gerichts, eine hohe Wirksamkeit der Rechtsprechung 
zu sichern, verbunden ist.

Die den Gerichten obliegende Aufgabe, nach § 19 GVG 
Maßnahmen zur Beseitigung von Rechtsverletzungen und 
ihrer Ursachen und Bedingungen zu veranlassen, erstreckt 
sich auf ihre Tätigkeit z. B. in Strafsachen vom Eingang der 
Anklageschrift bis zur Strafenverwirklichung. Das heißt, daß 
die Formulierung des Gesetzes „bei der Durchführung von 
Verfahren“ (§ 19 Abs. 1 und 2 GVG) sich nicht nur auf die 
gerichtliche Hauptverhandlung bezieht.

Zu Recht fordern Matthias/Radeck, daß sich das Gericht 
bereits bei der Entscheidung über die Eröffnung des Haupt­
verfahrens fragen muß, ob aus dem Ermittlungsergebnis die 
Notwendigkeit einer gerichtlichen Maßnahme wie der Ge­
richtskritik, des Hinweises oder der Auswertung des Verfah­
rens im jeweiligen Bereich hervorgeht. Liegen kritikwürdige 
Umstände vor, ist bei der Erarbeitung der Verhandlungskon­
zeption die Vorbereitung der Entscheidung auch über diese 
Maßnahme mit aufzunehmen. Die Prüfung der Anwendung 
der Gerichtskritik bzw. eines Hinweises erst nach der Durch­
führung der Hauptverhandlung führt nicht selten zu zusätz­
lichem Arbeitsaufwand für das Gericht. Damit wird nicht 
ausgeschlossen, daß Rechtsverletzungen und andere Um­
stände, die Maßnahmen gemäß § 19 GVG zur Folge haben 
müssen, auch erst in der Hauptverhandlung bekannt werden 
können. In solchen Fällen ist die Entscheidung über die An­
wendung der gebotenen Maßnahme in der Regel erst nach 
der Durchführung der Hauptverhandlung möglich.

Hat bereits im Ermittlungsverfahren der Staatsanwalt 
wegen derselben vom Gericht festgestellten Gesetzesverlet­
zung Protest (§ 31 StAG) eingelegt, ist gemäß § 19 Abs. 2 StPO 
die Gerichtskritik nicht zulässig. In der Hauptverhandlung 
ist aber zu prüfen, ob aus dem staatsanwaltschaftlichen 
Protest bereits die erforderlichen Schlußfolgerungen gezogen 
worden sind. Ist das nicht der Fall, dann kann das Gericht 
auch nicht mit der Begründung, daß nochmals auf die Not­
wendigkeit der Erfüllung der vorausgegangenen Forderun­
gen hingewiesen werden soll, Gerichtskritik üben. Gerichts­
kritik ist aber zu üben, wenn in der Hauptverhandlung n e u e  
Umstände festgestellt worden sind, die eine derartige Maß­
nahme begründen. Es ist m. E. nicht zulässig, daß der Staats­
anwalt wegen Feststellungen, die erst im gerichtlichen Ver­
fahren bekannt wurden, Protest einlegt. Für Maßnahmen 
in diesem Verfahrensstadium ist das Gericht zuständig.

Matthias/Radeck vertreten die Auffassung, daß bei dem 
Erlaß einer Gerichtskritik die Schöffen mitwirken sollen. Dem 
ist zuzustimmen, soweit es sich um ein Verfahren handelt, in 
dem das Gericht als Kollegialorgan tätig wird. Die Mitwir­
kung der Schöffen bei der Entscheidung über Maßnahmen 
zur Beseitigung von Rechtsverletzungen und ihrer Ursachen 
und Bedingungen ist auch im Hinblick auf ihre Tätigkeit im 
Betrieb von großer Bedeutung. Daraus ist aber nicht zu 
schlußfolgern, daß alle Entscheidungen über den Erlaß einer 
Gerichtskritik unter Mitwirkung von Schöffen ergehen müs­
sen. Das ist vor allem bei den besonderen Verfahrensarten 
nicht möglich, die auf einzelrichterlicher Entscheidung beru­
hen, z. B. im Strafbefehlsverfahren und unter bestimmten 
Voraussetzungen im beschleunigten Verfahren.

Hervorzuheben ist die Verantwortung der Senate der Be­
zirksgerichte, bei der Entscheidung über das Rechtsmittel zu­
gleich zu prüfen, ob das Kreisgericht seiner Verpflichtung, 
Maßnahmen zur Beseitigung von Rechtsverletzungen und ihrer 
Ursachen und Bedingungen zu veranlassen, gerecht geworden 
ist. Die Einbeziehung der gerichtlichen Maßnahmen zur wei­
teren Erhöhung der Wirksamkeit der Rechtsprechung in die 
Tätigkeit der zweiten Instanz wird dazu beitragen, die Ver­
antwortung der Gerichte, zur Überwindung von Faktoren 
tätig zu werden, die Straftaten und andere Rechtsverletzun­
gen begünstigen, weiter zu stärken.

Die Praxis zeigt, daß unter den gerichtlichen Maßnahmen 
gemäß § 19 GVG die Hinweisschreiben einen bedeutenden 
Platz einnehmen. Vereinzelt gibt es Abgrenzungsprobleme 
zur Gerichtskritik in der Weise, daß auch bei festgestellten 
Gesetzesverletzungen mittels eines Hinweises reagiert wird. 
Das ist immer dann richtig, wenn die Gerichte die Lage im 
Betrieb nicht so genau kennen, um ganz bestimmte Rechts­
forderungen zur Beseitigung der festgestellten Umstände zu 
erheben, wie das die Gerichtskritik erfordert. Zutreffend wird 
daher auf die Verantwortung der Direktoren der Betriebe ge­
mäß § 8 Abs. 1 der KombinatsVO verwiesen, wonach sie durch 
eine qualifizierte Leitungstätigkeit die sozialistische Gesetz­
lichkeit zu gewährleisten haben und verpflichtet sind, ständig 
Ordnung, Sicherheit und Disziplin zu verwirklichen. Es gehört 
daher zu ihren Aufgaben zu prüfen, welche Maßnahmen zur 
Beseitigung der festgestellten kritikwürdigen Umstände erfor­
derlich sind.

Gerichtskritiken und zum Teil auch Hinweise gehen in 
ihrer Bedeutung für die Durchsetzung von Ordnung, Sicher­
heit und Disziplin nicht selten weit über den Betrieb hinaus. 
Zu Recht nehmen daher die Gerichte diese Maßnahmen zum 
Anlaß, um die staatlichen und wirtschaftsleitenden Organe, 
insbesondere die Räte der Kreise, über die Feststellungen 
und eingeleiteten Maßnahmen zu informieren.
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